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Koalitionsvereinbarung

zwischen den Fraktionen 
von SPD und Bündnis 90 / Die Grünen

im Rat der Stadt Herdecke

für die Wahlperiode 2004 - 2009

Präambel

Nach fünf Jahren erfolgreicher rot-grüner Koalitionspolitik werden SPD und Bündnis 90/ Die Grünen auch in der kommenden Legislaturperiode ihre Zusammenarbeit fortsetzen. Nachdem in den vergangenen Jahren in vielen zentralen Politikbereichen Grundlagen für eine nachhaltige Stadtentwicklung erarbeitet wurden, werden SPD und Bündnis 90/ Die Grünen in der Zukunft deren Umsetzung konsequent weiter verfolgen.

Aus der  Überzeugung heraus, dass eine verlässliche und nachhaltige örtliche Politik im Interesse der Stadt Herdecke und zum Wohle der Bürgerschaft im wesentlichen nur bei stabilen Mehrheiten in den Entscheidungsgremien möglich und praktikabel ist, arbeiten SPD und Bündnis 90/ Die Grünen vertrauensvoll und in gemeinsamer Verantwortung zusammen.
Diese Vereinbarung geht von den Bedürfnissen der Menschen, der Notwendigkeit zum Erhalt der natürlichen Lebensgrundlagen sowie der Erkenntnis aus, dass eine sinnvolle Gemeindepolitik größtmögliche Beteiligung von Bürgerinnen und Bürgern herausfordert. Für dieses Ziel ist Transparenz oberstes Gebot.

Mit dieser Vereinbarung stellen sich SPD und Bündnis 90/ Die Grünen nicht nur der Kritik und den Anregungen der Bürgerinnen und Bürger, vielmehr ist sie bewußt auf eine ständige Fortschreibung ausgerichtet, um auch neuen Anforderungen gerecht zu werden.

Planen, Bauen und Verkehr

Bei der Flächennutzungsplanung spielt der Schutz des Bodens eine herausragende Rolle. Zusätzliche Inanspruchnahme von Flächen gegenüber dem bestehenden Flächennutzungsplan erfolgen nur bei von beiden Koalitionsfraktionen festgestelltem dringenden Bedarf. 

Gewerbegebiete:

Die Koalitions-Partner sind einig, dass in Ermangelung von Gewerbeflächen, die vorhandenen Gewerberestflächen und -brachen  in einem ersten Schritt in einer Bestandsaufnahme erfasst werden müssen, um dann überplant werden zu können.

Dazu ist in den nächsten Jahren die Erstellung eines Gewerbebrachflächenkatasters und damit die Intensivierung des Gewerbeflächen-Managements nötig. Anhand der Indikatoren Arbeitsplätze/ha Gewerbefläche und Gewerbesteuereinnahmen/ha Gewerbefläche soll hierbei Kriterien für eine zukunftsfähige Gewerbeflächenpolitik gefunden werden.

Die Initiativen in Richtung „Interkommunaler Gewerbegebiete“ werden in kontinuierlichen Gesprächen mit Nachbarstädten und dem Kreis weiterverfolgt und ggf. durch die EN-Agentur unterstützt.

Gahlenfeld IV

Die Ausweisung und Aufstellung eines B-Planes erfolgt, sobald ein konkreter Bedarf von potenten Firmen besteht. SPD und B90/Die Grünen sind einig, dass hierbei die Umweltverträglichkeit und die Schaffung von Arbeitsplätzen im Vordergrund stehen, der Charakter der Betriebe vor  Ansiedlung im Rahmen der gesetzlichen Möglichkeiten zu prüfen ist.

Wegen der angrenzenden Biotope ist vor Baubeginn eine UVP zu erstellen.

Vorberg

Eine Lösung wird von SPD und B90/Die Grünen in dieser Legislatur angestrebt und sollte zum Ziel haben, die schleichende Umwandlung des Gewerbegebietes Loerfeld in ein Industriegebiet zu verhindern, Expansionsbestrebungen des Betriebes abzulehnen und vorrangig die Umsiedlung des Betriebes zu erreichen. Eine Legalisierung der Brecheranlage wird ebenso wie die Nutzung der Freiflächen zur offenen Ablagerung von Bauschutt abgelehnt. Die BI Semberg wird von den Koalitionären weiterhin in ihrer Arbeit unterstützt, u.a. durch die Einbindung des MUNLV und durch einen runden Tisch unter externer Moderation z.B. durch zuständige MinisteriumsmitarbeiterInnen.

Westfalia Gelände

Unter Berücksichtigung der in Auftrag gegebenen Machbarkeitsstudie muss ein Planungsprozess mit größtmöglicher Bürgerbeteiligung, insbesondere von Städte- und Verkehrsplanern, Ökologen, Politik, Stadtverwaltung, Einzelhandel, Vereinen, und Transparenz in Gang gesetzt werden.

Das Gelände wird im Rahmen eines städtebaulichen Wettbewerbs überplant. Maßgebliche Leitfäden sind der stadtökologische Fachbeitrag, der nVEP, der Wettbewerb zur Ruhrufergestaltung. 

Die Koalition ist einig, dass die Öffnung der Stadt zur Ruhr Priorität hat, die Ruhrauen zwischen Westfalia und dem Gehweg in ihrem Ursprung erhalten bleiben und keiner Freizeitnutzung zugeführt werden. Die vorhandenen Freizeitzonen an der Ruhr werden attraktiver gestaltet und besser mit der Innenstadt vernetzt. 

Die Bebauung auf dem Gelände ist generationsübergreifend und lässt Gewerbe- und Wohneinheiten ökologisch verträglich nebeneinander zu.

Die Westumgehung wird eine neue Verkehrtrasse, welche die Innenstadt entlastet, aber nicht zu erneuter Trennung der Stadt von der Ruhr führt. Der Parkplatz an der Kampstr. wird spätestens mit Fertigstellung des Parkhauses Goethestr. größtenteils aufgelöst zu Gunsten einer Platzgestaltung als ein "Tor zur Ruhr".

Bahnhof

Die Koalition verfolgt auf der Grundlage des Bebbauungsplan und des Städtebaulichen Wettbewerbs das Ziel einer Fertigstellung des Areals bis zum Jahr 2009.

Die Investorensuche hat Priorität, besonders bezüglich der Erstellung von altengerechten Wohneinheiten. Dabei präferieren wir als Investor die HGWG.

Die Teilbegrünung des Steinbruchareals gemäß  Wettbewerb ist eine Selbstverpflichtung. 

Die Anbindung von Bus und Bahn und die Erstellung der Park-und-Ride-Flächen sollte baldmöglichst erfolgen. Die Schaffung der Rahmenbedingungen ist von der Verwaltung prioritär zu bearbeiten (z.B. Gleisquerung).

Der individuell Durchgangsverkehr in der Bahnhofstr. und Ladestr./Mozartweg ist entsprechend zu unterbinden.

Wohnen

Die Koalition setzt sich für Wohnumfeldverbesserungen, z.B. Schaffung von Begegnungsplätzen/-flächen zur Nachbarschaftspflege ein.

Erklärtes Ziel ist es, erschwinglichen Wohnraum für breite Schichten der Bevölkerung zu schaffen. 
Für die Zukunftsfähigkeit der Stadt Herdecke muss die Familie wieder intensiver in den Focus rücken. Hier gilt es auch weiterhin mit städtischer Hilfe Grundstücke zu vernünftigen Preisen bereitzustellen, um insbesondere jungen Familien Mietwohnungen oder Wohneigentum zu verträglichen Preisen anbieten zu können.

Bei Neubauvorhaben soll ferner darauf hingewirkt werden, dass auch der veränderten Bevölkerungsstruktur auf Grund der demografischen Entwicklung stärker Rechnung getragen wird (altengerechtes Wohnen).

Die Koalition ist sich einig, dass zur Umsetzung dieser Ziele vor allem auch das kommunale Wohnungsunternehmen in die Pflicht genommen werden soll. Eine umfassende Bestandsaufnahme des Wohnungsbestandes der HGWG ist als erster Schritt anzustreben

Nördliche Hauptstr.

SPD und B90/Die Grünen vereinbaren, dass auf der Basis der studentischen Wettbewerbe Maßnahmen zur Wohnumfeldverbesserung und Verkehrsberuhigung der Hauptstr. schnellstmöglich realisiert werden. 

Gesamtes Stadtgebiet
SPD und B90/Die Grünen vereinbaren die Vergabe von studentischen Wettbewerben, um Anregungen für die Belebung der Stadtviertel zu  gewinnen. Eine Prioritätenliste soll erstellt werden. 

Verkehr und Mobilität

Die zügige Fertigstellung und konsequente Weiterentwicklung und Umsetzung des nVEP ist verpflichtend für SPD und B90/Die Grünen. 

Die Detailprüfung der Umgestaltung des ÖPNV durch den BPVA hat oberste Priorität. Die Koalition setzt sich gegenüber dem EN-Kreis dafür ein, dass es in dieser Wahlperiode zu keinerlei Leistungskürzungen im ÖPNV kommt.

Die Durchsetzung des Halbstunden-Taktes bei der Volmetalbahn wird mit allem Nachdruck verfolgt.

Die Durchführung folgender Einzelmaßnahmen sind anzustreben:

Buslinienführung: Pendelbus Nacken-Sonnenstein, Überarbeitung der Linie 374, Verstärkung des Nachtbusverkehrs, Vernetzung der Linie 518 und 450. 

Zum beschleunigten Verkehrsfluss streben SPD und Bündnis 90/Die Grünen einen Vorrang von Kreisverkehren vor Ampelanlagen an, konkret: Auf-/Abfahrt B 54 / B 234, Kreuzung Kaufpark/Neue Bachstr.; weitere Kreuzungsbereiche werden geprüft. 

Radwegenetz: Bei der Verwirklichung des im nVEP ausgewiesenen Radwegenetzes sieht die Koalition folgende Priorität: 

Ausbau der Strecke Gemeinschaftskrankenhaus – Innenstadt Herdecke, Sicherungsmaßnahmen an den Einmündungen und Kreuzungen Herdecker Bach mit Querungshilfe, In der Schlage, Am Berge, Bergweg.

Parkraumbewirtschaftungskonzept

Das Parkraumbewirtschaftungskonzept muss im Rahmen des nVEP novelliert werden, dabei sollen Kurzzeitparkplätze insbesondere in der Nähe von Einzelhandelsgeschäften die Dauerparkplätze  ersetzen. 

Parkhaus hinter Aldi
SPD und B90/Die Grünen einigen sich, dass die städt. Parkplätze größtenteils als Kurzzeitparker ausgewiesen werden.

Das Parkhaus und die Parkplatzflächen werden weitestgehend begrünt.

Ender Tal

Maßnahmen zum Schutz des Ender Tals werden mit Augenmerk auf den Ruhrüberwurf in Wetter verstärkt. Verkehrliche Schutzmaßnahmen werden geprüft.

Nachhaltige Stadtentwicklung und Lokale Agenda 21

SPD und Bündnis 90/ Die Grünen erkennen die in der letzten Wahlperiode erarbeiteten Ergebnisse, Maßnahmen und Ziele der Analysen und Gutachten als Grundlage für die Weiterführung einer nachhaltigen Stadtentwicklung an. Künftige Planungen sind deshalb insbesondere auch mit dem Stadtökologischen Fachbeitrag, dem Konzept zur nachhaltigen Entwicklung von Fließgewässern, dem Quellenkataster, dem nachhaltigen Verkehrsentwicklungsplan, dem Umweltbericht 2004, dem Indikatorensystem der Energieagentur NRW, dem Amphibiengutachten, dem Gutachten für interkommunale Gewerbegebiete abzustimmen.

SPD und Bündnis 90/ Die Grünen vereinbaren, dass im Rahmen der Lokalen Agenda 21 ein Leitbild Herdecke 2020 erarbeitet wird. Dabei gelten die o.g. Grundlagen ebenfalls als Fundament eines breit organisierten bürgerschaftlichen Partizipationsprozesses. Als Organisationsstruktur des Beteiligungsverfahrens kann hierbei ein Agendabeirat eingerichtet werden, der die Leitbilddiskussion inhaltlich unterstützt.

Mit der Erarbeitung des Leitbildes  wird ein Nachhaltigkeitsmanagementsystems  (NMS) etabliert, das über alle Fachpolitiken einen Orientierungsrahmen, Leitziele, Indikatoren und Maßnahmen und Ziele aufnimmt, deren Umsetzung kontinuierlich in einem Nachhaltigkeitsbericht überprüft werden kann.

Stadtmarketing
Stadtmarketing hat sich in den vergangenen Jahren in zahlreichen Städten und Gemeinden fest etabliert. Dazu beigetragen hat eine erhöhte Sensibilität für den Standort Innenstadt auf Seiten der Gewerbetreibenden und der Kommunen.

SPD und Bündnis 90/ Die Grünen sehen im Stadtmarketing ein Instrument zur Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit des Wirtschaftsstandorts Herdecke und zur Erhöhung der Attraktivität des traditionellen Einzelhandelsstandorts Innenstadt. Für ein erfolgreiches Stadtmarketing setzen wir auf eine verbindliche Kooperation der Entscheidungsträger und Betroffenen. Ein weiteres Ziel besteht in der Erhaltung von Ausbildungs- und Arbeitsplätzen und der Schaffung von neuen, zukunftsträchtigen und hochwertigen Arbeitsplätzen.

Durch die bereits geschaffene Verwaltungsstelle „Stadtmarketing und Wirtschaftsförderung“ erwartet die Koalition eine Analyse der bestehenden Situation und ein umfassendes Konzept, das auf der Grundlage eines von privaten und öffentlichen Akteueren erarbeitetetn Leitbilds der Stadtentwicklung die Stadt für Wirtschaft und BürgerInnen attraktiver machen soll und die Rahmenbedingungen für die Herdecker Geschäftswelt verbessert.

SPD und Bündnis 90/ Die Grünen sehen im Stadtmarketing nicht nur eine Verkaufsstrategie, sondern eine Methode mit der die Einzelhandelssituation in Herdecke belebt und neue Standorte, wie etwa auf dem Westfalia-Gelände, umfassend in einem Interessenausgleich der beteiligten Gruppen entwickelt wird.

Natur und Umwelt

Herdeckes Reiz als lebenswerte Stadt beruht zu großen Teilen auf ihrer Lage an der Ruhr und zwischen den sie umgebenden Wäldern. Als Basis für eine weiterhin lebenswerte Stadt kommt daher dem Erhalt von Natur und Umwelt sowie der Renaturierung bestimmter Flächen eine große Bedeutung zu. SPD und Bündnis 90/Die Grünen in Herdecke vereinbaren deswegen eine nachhaltige Stadtentwicklung. Diese schließt eine prioritäre Beachtung natürlicher und umweltrelevanter Aspekte bei der Planung und Genehmigung von baulichen Maßnahmen ein. Ein Schwerpunkt wird dabei auch dem aktiven Lärmschutz bzw. der Lärm- und Emissionsvermeidung zukommen.

Grundsätzlich vereinbaren SPD und Bündnis 90/Die Grünen als Ziel die zeitnahe Umsetzung der im Stadtökologischen Fachbeitrag (STÖB), im Umweltbericht sowie im Konzept zur naturnahen Entwicklung der Fließgewässer (KNEF) und in der Quellenkartierung für diese Legislaturperiode gemachten Vorschläge. Der Umweltbericht wird zukünftig zweijährlich, ggf. im Rahmen des Nachhaltigkeitberichts der Stadt, fortgeschrieben und über den Stand der Umsetzung wird jährlich berichtet. 

Vorgeschlagene Einzelmaßnahmen sind u.a. die Bewahrung und Anreicherung von Grünzügen, die begrünende Aufwertung der Innenstadt, insbesondere von Fußwegen, Fassaden und der Fußgängerzone sowie am Kampstraßen-Platz. Diese Maßnahmen sollen mit einem lokalen Grünzug- und Freiraumprogramm einhergehen, welches nicht nur den Erhalt bzw. die Erweiterung des städtischen Grünflächenanteils beinhaltet, sondern gleichermaßen auf eine Verbindung bestehender und zu schaffender Grünflächen abzielt. Bei den Maßnahmen der Freiraumpflege ist grundsätzlich auf die Verwendung standortgemäßer, und nach Möglichkeit blütenreicher, einheimischer Gehölze zu achten.

Zudem wollen SPD und Bündnis 90/Die Grünen die naturnahe Revitalisierung der Ruhrpromenaden, den Erhalt und die Erweiterung von Baumreihen im Straßenraum und in Gewerbegebieten bei einer weitgehenden Beschränkung der Bodenversiegelung auch im öffentlichen Wegenetz mit dem Ziel eines sorgsamen und Ressourcen schonenden Umgangs mit Freiflächen erreichen.

Im Sinne des Hochwasserschutzes ist insbesondere der Verzicht auf jede weitere Bebauung im Überschwemmungsbereich der Ruhr geboten. Weiterhin bekennen sich die Koalitionspartner dazu, eine Verbreiterung der Ender Talstraße im Landschaftsschutzgebiet des Selmkebachtales strikt abzulehnen. 

Für einen umsichtigen städtischen Bodenschutz ist nicht nur ein Stopp der weiteren Bodenversiegelung, sondern gleichfalls auch die Entsiegelung bestimmter Flächen notwendig. Beispielsweise kann die Gestaltung des öffentlichen Wegenetzes bzw. der Wanderwege in nicht versiegelter Bauweise dabei auch mit einer Sanierung einhergehen. SPD und Bündnis 90/Die Grünen sind desweiteren bestrebt, ein nachhaltiges Flächenmanagement zu betreiben und ein Ausgleichsflächenkataster einzurichten. 

Zur koordinierenden Unterstützung des ehrenamtlichen Natur- und Umwelt-, sowie Tierschutzes wird die Stadtverwaltung zukünftig jährlich einen “Runden Tisch Naturschutz” einberufen, der den Informationsaustausch über laufende und geplante Maßnahmen fördert und die Zusammenarbeit zwischen Stadt und Vereinen fördert. 

Wie im Rahmen der Lokalen Agenda 21 vorgegeben, soll möglichst bei städtischen Anschaffungen konsequent auf Tropenholzprodukte verzichtet und in der Verwaltung ausschließlich Recycling-Papier verwendet werden. Das Abfallvermeidungskonzept wird während der Wahlperiode überprüft und ggfs. an neue Herausforderungen angepasst.

Darüber hinaus werden die TBH auf chemische Unkrautbekämpfung verzichten und akustischer Umweltverschmutzung vorbeugen, z.B. möglichst durch die nicht-motorisierte Entfernung von Laub von öffentlichen Anlagen. Auch die BürgerInnen sollen dahingehend verstärkt über geeignete Maßnahmen sensibilisiert und zu einer Chemie freien Unkrautbekämpfung angehalten werden. Die Stadt wird unter Hinweis auf die Ortssatzung die BürgerInnen zu einem verminderten Einsatz von Streusalz im Winter anhalten. 

Zur Sicherung von Flora und Fauna setzen sich SPD und Bündnis 90/Die Grünen neben dem Schutz von Kleinbiotopen intensiv für die großräumige Ausweisung des Piepensack-Areals als Landschaftsschutzgebiet und der bewaldeten Ruhrhänge bei Gut Schede als Naturschutzgebiet ein. In diesem Zusammenhang sind auch die sukzessive Freilegung verrohrter Fließgewässerabschnitte bzw. deren Renaturierung und die Errichtung einer mindestens 10 m breiten grünen Pufferzone an den Ufern der Fließgewässer gemäß den Empfehlungen des Umweltberichtes von Bedeutung. 

In Weiterführung des im Verbraucherschutz bereits Erreichten, dürfen auch in Zukunft keine gentechnisch veränderten Pflanzen auf stadteigenen Flächen in Herdecke angebaut werden und Gen-Food an Schulen und öffentlichen Einrichtungen im Verantwortungsbereich der Stadt wird ausgeschlossen.

Jeder weitere Ausbau des Dortmunder Flughafens wird von den Koalitionspartnern weiterhin abgelehnt. 

Klimaschutz und Energie

Als langfristig stabiler Wirtschaftfaktor für die Stadt, zur Sicherung von Arbeitsplätzen und zur Sicherung der Gewerbesteuereinnahmen unterstützen SPD und Bündnis 90/ Die Grünen ausdrücklich den Bau eines neuen und unter Klima- und Umweltschutzaspekten auf dem neusten Stand befindlichen Gas- und Dampf- Kraftwerkes der mark-e AG. Hierbei legen SPD und Bündnis 90/ Die Grünen Wert auf den Erhalt der denkmalgeschützten Bausubstanz des alten Kraftwerks. 

SPD und Bündnis 90/ Die Grünen vereinbaren den Start einer 2. Phase des Energie-Spar-Contracting-Modells für weitere öffentliche Gebäude. Hierbei ist zu überprüfen, inwieweit die Gebäude der HGWG und des GVS in diese Planungen aufgenommen werden können. 

SPD und Bündnis 90/ Die Grünen beauftragen die Verwaltung initiativ zu werden, damit Herdecker Unternehmen sich am Ökoprofit-Modell beteiligen. 

Im Rahmen der jährlich stattfindenden Handwerkermesse gewährt die Stadt organisatorische Unterstützung für einen Renergie-Markt, bei dem heimische Firmen und Anbieter für den Einsatz erneuerbarer Energien und energieeffizienten Anlagen werben und diese ausstellen können.

SPD und Bündnis 90/ Die Grünen ist bewusst, dass die schulische und außerschulische Bildung einen großen Stellenwert bei der Aufklärung zum Klimaschutz hat. Deshalb vereinbaren die Koalitionspartner, dass im Rahmen der UN-Dekade für nachhaltige Bildung in Herdecke eine Konzeption entworfen wird, die Schülerinnen und Schüler zum aktiven Klimaschutz animiert. 

SPD und Bündnis 90/ Die Grünen streben an, dass der städtische und TBH-Fuhrpark bei Neuanschaffungen von Dieselfahrzeugen mit Russ-Partikelfilter ausgestattet werden, Nachrüstungen sind ebenfalls zu überprüfen, der Kraftstoffverbrauch wesentliche Grundlage der Entscheidung wird, und der Einsatz von biogenen Treibstoffen Vorrang erhält. Darüber hinaus setzt sich die Koalition bei den in Frage kommenden Verkehrsbetrieben dafür ein, dass Busse im Herdecker Stadtgebiet mit Erdgas betrieben werden.

Maßnahmen und Ziele zum Klimaschutz werden künftig mit dem Indikatoren-Modell der Energie-Agentur NRW künftig überprüft und einer Berichterstattung zugeleitet.

Kinder, Jugend, Schule 

Jugend

Das Kinder- und Jugendparlament ist fester Bestandteil der demokratischen Willensbildung in unserer Stadt geworden. Die Stärkung der Mitbestimmungsmöglichkeiten des KiJuPa wird von der Koalition weiterhin unterstützt.   

Die  nichtkommerziellen Freizeitangebote, die Mädchen und Jungen gleichermaßen gerecht werden, müssen ausgebaut werden.

Auch kulturelle Angebote für Jugendliche müssen gestärkt werden. Hier wollen wir in Zukunft vor allem die Möglichkeiten der städtischen Homepage besser nutzen. 

Es soll ein regional ausgerichtetes Berufsorientierungskonzept entwickelt werden, das die Aktivitäten von Schulen, Jugendarbeit und Ausbildung stärker vernetzt.

Wir appellieren, dass der Konzern Stadt Herdecke seiner Ausbildungsverpflichtung über das geforderte Maß hinaus nachkommt. Und wir werden weiter für die Schaffung von Ausbildungsplätzen in ortsansässigen Firmen kämpfen.   

Für Jugendliche, insbesondere der Altersgruppe 14-17 Jahre werden Stadtteil bezogene Freizeitmöglichkeiten geschaffen, die sowohl den Mädchen- als auch Jungeninteressen gerecht werden.

Zur Stärkung der Herdecker Jugendarbeit werden SPD und Bündnis 90/Die Grünen die bisherige Kooperation zwischen Rat und Verwaltung sowie den Trägern der Jugendarbeit weiter fördern.

Kinderbetreuung

Auf kommunaler Ebene brauchen Eltern und vor allem Kinder heute eine starke Lobby, um eine Chance auf Gleichbehandlung, unabhängig von ihren sozialen Verhältnissen, zu erhalten.

SPD und Bündnis 90/ Die Grünen gründen deshalb auf kommunaler Ebene ein Bündnis für Familien, mit dem wirvor Ort eine verbindliche Kooperation zwischen Verbänden, Kirchen, Verwaltung, Politik  und Unternehmen  im Sinne eine zukunftsgerechten Familienpolitik starten wollen.

Um das Recht auf Bildung zu gewährleisten halten wir es für essentiell, dass die Startvoraussetzungen auch schon für kleine Kinder verbessert werden. Deshalb einigen sich SPD und Bündnis 90/Die Grünen auf die Umsetzung folgender Punkte:

· Die Ganztagsbetreuung ist nicht nur eine Grundbedingung Müttern eine berufliche Zukunft und ein gesichertes Einkommen zu ermöglichen, sondern auch die Chance für Kinder umfassende Kompetenzen zu erwerben. Dafür benötigen wir eine detaillierte neue Bedarfsermittlung in Herdecke. Wir werden die bedarfsgerechte Erstellung von Kindertagesstättenplätzen für unter 3-jährige in Angriff nehmen. Auch erweiterte Öffnungszeiten, um auch die ganztägige Berufstätigkeit für Eltern zu ermöglichen, sowie die verstärkte Bildung von Blockgruppen gehören zu unseren Zielen.
· Neben der institutionellen Betreuung der unter 3-Jährigen möchten wir die Tagespflege zu einer gleichwertigen Alternative aufwerten. Dazu bedarf es einer Qualifizierung von Tagesmüttern/-vätern, die in Zusammenarbeit mit den Jugendämtern der kreisangehörigen Gemeinden sichergestellt werden sollte. Wir streben einen öffentlich zertifizierten Markt der Kindertagesbetreuung an, d.h. eine vermehrte Vermittlung auch privat finanzierter Pflegepersonen.

· Frühförderung im Vorschulbereich und Förderangebote im Grund – und Sonderschulbereich verbessern ebenfalls die Chancengleichheit von Kindern unterschiedlicher kultureller und sozialer Herkunft. Hier ist eine Zusammenarbeit zwischen Kinderbetreuungseinrichtungen und Fachkräften für Sprach-, Lese- und sonstige Förderung wünschenswert.

· Migrantenkinder nehmen das Angebot der Kinderbetreuungseinrichtungen nicht entsprechend ihrem prozentualen Anteil wahr. Um sprachlichen sowie kulturellen Defiziten im Schulbereich vorzubeugen und eine kontinuierliche Integrationspolitik zu betreiben einigen sich SPD und Bündnis 90/Die Grünen darauf, dass seitens der Stadt geeignete Maßnahmen ergriffen werden um diese Defizite auszugleichen.
· Freiwerdende und für diesen Zweck vorgesehene Mittel werden wir entsprechend dem gesetzlichen Auftrag für die qualitätsvolle Ganztagsbetreuung ohne Lücken verwenden. Dabei legen wir Wert auf eine Verknüpfung und auf flexible Nutzungsmöglichkeiten verschiedener Modelle der Ganztagsbetreuung. Es gilt zu klären, ob nicht auch in Herdecke die betrieblich unterstützte Kinderbetreuung eine Möglichkeit sein kann.

· Wir setzen uns dafür ein, dass die Ernährung in den Einrichtungen  den Ansprüchen einer gesunden Ernährung entspricht. So ist zu prüfen, ob es nicht möglich ist, vollwertiges Essen in den GVS und kirchlichen Einrichtungen anzubieten. Auf diese Weise und durch verstärkte pädagogische Thematisierung von Ernährung, Gesundheit und Ökologie können wir zumindest versuchen die dramatisch Neigung zu Bewegungslosigkeit und Übergewicht in unserer Gesellschaft zu beeinflussen.

· Der Krankenstand bei den Kindern in den einzelnen Einrichtungen ist oft besorgniserregend hoch, da viele Familien aufgrund ihrer beruflichen Situation die Kinder so schnell wie möglich wieder in die Einrichtungen schicken müssen. Auch hier besteht Handlungsbedarf.

Schule

Bis zu einer grundlegenden Schulreform werden SPD und Bündnis 90/Die Grünen kommunale Handlungsmöglichkeiten nutzen, um Schulen zu modernisieren, sie in ihrer Selbstverwaltung zu unterstützen und Integration zu fördern.Ganztagsangebote müssen hierbei als Lerngelegenheit genutzt werden.

Sobald die Voraussetzungen seitens des Landes geschaffen sind, werden sich SPD und Bündnis 90/Die Grünen dafür einsetzen, Ganztagsangebote auch in der Sekundarstufe I  der weiterführenden Schulen zu installieren. 

Hortplätze sollen solange erhalten bleiben, bis ein flächendeckendes und qualitativ hochwertiges Angebot  an OGGS vorhanden ist. Des weiteren ist zu prüfen inwieweit die beiden Modelle ineinander übergreifen könnten. Die Koalition setzt sich dafür ein, dass die finanziellen Rahmenbedingungen verbessert werden. Das pädagogische Personal sollte mittelfristig in die Betreuung der OGGS übernommen werden.

Die Städt. Musikschule sollte auch direkt in den Kindertageseinrichtungen musikalische  Früherziehung anbieten.

SPD und Bündnis 90/Die Grünen unterstützen den intergrativen Unterricht an allen Schulformen.

Angesichts der zunehmenden Problematik rechtsextremer Einstellungen, gerade bei jungen Menschen, halten wir es für dringend erforderlich eine Initiative zur Stärkung der Schulsozialarbeit unverzüglich umzusetzen.

Wir streben es an, ein langfristiges und übergreifendes Raumnutzungskonzept der weiterführenden Schulen umzusetzen, da bei sinkenden Schülerzahlen und den anstehenden Schulreformen diese Klassenräume in absehbarer Zeit nicht mehr benötigt werden.

Der Medienentwicklungsplan wird fortgeschrieben, die Stelle des Medienberaters langfristig gesichert.

Kunst und Kultur 

Auch in Zeiten knapper Haushalte wollen wir die vielfältigen kulturellen Initiativen in Herdecke  gleichmäßig unterstützen. Das schließt regionale Kooperation nicht aus.

Die Koalition setzt sich für den Erhalt des hervorragenden Angebotes der städtischen Musikschule für die Bürgerschaft ein. Die Zuschussentwicklung ist im Rahmen des Gesamthaushaltes u konsolidieren.  

Wir wollen eine aktive Kulturpolitik betreiben: an vorhandenen Stärken anknüpfen, sie bündeln und einen Rahmen für verschiedene Aktivitäten finden. Im Zuge des Stadtmarketing wird ein runder Tisch organisiert, an dem alle Kulturschaffenden in Herdecke zusammen kommen und Perspektiven für die Zukunft entwickeln.

Den Internetauftritt der Stadt Herdecke bedarf einer Verbesserung, insbesondere muss hier auch ein aktuellerer Veranstaltungskalender platziert werden.

Sport / Vereine 

Die Koalition erkennt die ehrenamtliche Arbeit in den Sportvereinen ausdrücklich an und unterstützt diese nach besten Kräften. Dazu gehört, dass die Koalition auf die Erhebung von Hallenbenutzungsgebühren und Energiekosten für die Sportstätten verzichtet. Im Rahmen einer Einzelfallprüfung ist auch die Überlassung eines Grundstückes für den Sportbetrieb möglich. Auf die Erhebung von Erbpachtzinsen für städtische Grundstücke, die von Vereinen genutzt werden, wird verzichtet.

Daneben unterstützen SPD und Bündnis 90/Die Grünen auch weiter den "Runden Tisch", zu dem sich die Sportvereine, der Bürgermeister und die Koalition regelmäßig zum Gedankenaustausch treffen.

Soziales 

Das soziale Ehrenamt soll weiter gestärkt und finanziell gefördert werden.

Für eine individuelle Lebenszufriedenheit im Alter ist auch eine angemessene Wohnsituation Voraussetzung. Wir werden Wohnumfeldverbesserungen und altengerechtes Wohnen (z.B. durch Umbauten, pp.) konstruktiv begleiten. Dabei unterstützen wir auch alternative Wohnformen durch Ausweisung entsprechender Flächen.

Auf die Eingliederung behinderter Menschen in die Gemeinschaft werden wir auch künftig unser Augenmerk richten. Dabei wird es darum gehen, den Forderungen des Behindertengleichstellungsgesetzes nach einer größtmöglichen Barrierefreiheit Rechnung zu tragen. Konkret planen wir den Bau einer behindertengerechten Toilette im Zentrum (Ratshausbereich) und den behindertengerechten Zugang des Ratssaales. Daneben appellieren wir auch an die Herdecker Geschäftsleute und Gewerbetreibende, entsprechend den baulichen Begebenheiten ebenfalls Maßnahmen zur Barrierefreiheit zu ergreifen. Dafür stehen wir mit Rat zur Verfügung.

Mit einem Forum "Arbeit und Ausbildung", das alle gesellschaftlichen Kräfte zusammenbringt, soll unter der Moderation des Bürgermeisters die Initiative ergriffen werden, um zeitnah Lö​sungen für den Herdecker Arbeitsmarkt zu finden. Ein Arbeitskreis, der kontinuierlich zusam​mentrifft, soll zukünftig die vorgenannte Initiative unterstützen und beraten. SPD und Bündnis 90/Die Grünen werden darauf hinwirken, dass bei der Verwaltung, den Technischen Betrie​ben der Stadt Herdecke, der HGWG, dem GVS und der Sparkasse weitere Ausbildungsplät​ze geschaffen werden.

Ziel einer sozialen Kommunalpolitik muß es sein, die Anzahl der Personen, die von Transferleistungen (Grundsicherungsleistungen nach dem SGB XII [Kapitel III und IV] und Grundsicherungsleistungen nach dem SGB II) abhängig sind, zu reduzieren. 

Die Förderung von Personen im Rahmen einer aktivierenden Hilfeleistung ist dabei geeignet, Personen wieder eine Perspektive zu geben, ihren und den Lebensunterhalt ihrer Familie wieder aus eigenen Mitteln zu bestreiten. Diesen Prozess werden wir aktiv begleiten.

Frauen

Gerechtigkeit zwischen den Geschlechtern ist ein hohes Ziel. SPD und Bündnis 90/Die Grünen werden sich daher für gezielte Frauenfördermaßnahmen, neue Strategien und Bündisse einsetzen. Im Rahmen des Gender Mainstreaming werden konsequent alle politischen Entscheidungen daran gemessen, ob sie zu mehr Gleichberechtigung führen. Die Verwaltung verpflichtet sich deshalb, regelmäßig über ihre Maßnahmen zur Umsetzung der Gleichberechtigung zu berichten.

SPD und Bündnis 90/Die Grünen setzen sich dafür ein, dass Frauen und frauenfreundliche Betriebe gefördert werden.

Gemäß Frauenförderplan der Stadt Herdecke sollen Frauen auf Hierarchieebenen bevorzugt eingestellt werden, bis eine Mindestquotierung erreicht ist. 

Um weiblichen Nachwuchs auch für Führungspositionen zu gewinnen, soll ein Mentoringprogramm für Frauen eingeführt weden. SPD und Grüne werden sich dafür einsetzen, dass Investitionen von Frauen, die sich selbständig machen, gefördert und Existenzgründungen modellhaft unterstützt werden.

Gewalt gegen Mädchen und Frauen muss geächtet werden. Angebote an Schulen zum Thema „sexueller Missbrauch“ müssen gesichert und auch an den Grundschulen durchgeführt werden. Sebstbehauptungs- und selbstverteiigungskurse für Mädchen und Fauen werden aufrechterhalten und bei Bedarf ausgebaut.

Die entsprechenden Ämter der Stadt werden ihren Ermessensspielraum bei der Gewährung von Sozialhilfe zugunsten von Frauen in Not (Frauen in Schwangerschaftkonflikten, Alleinerziehende in der Elternzeit, von häuslicher Gewalt Betroffene) nutzen.
Finanzen

Die Stadt Herdecke befindet sich in der Haushaltssicherung. Alle im Koalitionsvertrag bezeichneten Maßnahmen stehen daher unter dem ausdrücklichen Vorbehalt der Finanzierung.

Oberstes Ziel der städtischen Finanzpolitik ist weiterhin der Haushaltsausgleich und der Abbau der Altfehlbeträge. Zur transparenten Finanzplanung werden dem Hauptauschuss (gleichzeitig Finanz- und Werksausschuss TBH) zum Controlling der städtischen Einnahmen und Ausgaben  halbjährlich Finanzberichte der Verwaltung und der TBH vorgelegt.

SPD und Bündnis 90/Die Grünen werden prüfen, inwieweit das in anderen Städten erfolgreich praktizierte Modell des kommunalen Bürgerhaushaltes für Herdecke übernommen werden kann. Von der Verwaltung wird hierzu ein Verfahrensvorschlag zur Einführung des kommunalen Bürgerhaushaltes erarbeitet. Im Rahmen der Haushaltsberatungen wird eine Bürgerveranstaltung zu den Kernpunkten des Haushaltes angeboten, bei der bürgerschaftliche Veränderungsvorschläge zur weiteren Diskussion aufgenommen werden.

Zur Förderung des bürgerschaftlichen Engagements unterstützen SPD und Bündnis 90/ Die Grünen die Gründung einer Herdecker Bürgerstiftung an, deren Struktur noch einer genauen Definition bedarf und kündigen Initiativen an.

Verwaltung

Stellvertretender Bürgermeister, Ausschussbesetzungen

SPD und Bündnis 90/Die Grünen werden gemeinsam einen von der SPD benannten Kandidaten zum 1. Stellvertretenden Bürgermeister wählen und bei den Wahlverfahren zur Bildung der Ausschüsse als gemeinsame Liste votieren.

Die freiwerdende Beigeordnetenstelle wird schnellstens wieder besetzt, wobei eine Besetzung aus dem vorhandenen Personal angestrebt wird. Als Dezernatsbereich wird der Schwerpunkt Familie mit den bisherigen Fachämtern Jugend, Soziales, Schule, Sport festgelegt. 

Für die nächste freiwerdende Beigeordnetenstelle erhält Bündnis 90/ Die Grünen das Vorschlagsrecht, wobei die Wiederwahl des bisherigen Stelleninhabers Vorrang hat.

Um das in dem Kapitel „Nachhaltige Stadtentwicklung und Lokale Agenda 21“ skizzierte Gedankengut bewusster zu machen und innerhalb der Verwaltung effizienter zu gestalten, fasst der Bürgermeister die Stabsstellen Stadtmarketing/Wirtschaftsförderung, Planung/Stadtentwicklung und Umwelt zu einem Referat „Nachhaltige Stadtentwicklung“ unter Koordinierung und Leitung der Lokalen Agenda 21 zusammen.
Auf Grund der aktuellen Problemlage und zukünftiger Planungen vereinbaren SPD und Bündnis 90/Die Grünen die Einrichtung einer Kommission Stadtmarketing und Wirtschaftförderung zum Hauptausschuss. Den Vorsitz in der Kommission stellt die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

Die Einführung eines Gebäude-Management-Systems für kommunale Immobilien ist unter dem Gesichtspunkt der Nachhaltigkeit unerlässlich.

Zusammenarbeit:

Die Koalitionspartner stimmen die gesamte Politik laufend miteinander ab. Sie verpflichten sich einander in vertrauensvoller Kooperation, erforderlichenfalls auch ausdrücklich zu Konsens. Das gilt auch für Punkte, die in der vorliegenden Vereinbarung nicht festgelegt und bisher noch nicht abzusehen sind. Wesentlicher Bestandteil dieser vertrauensvollen Zusammenarbeit ist eine einheitliche Öffentlichkeitsarbeit (Presse), mit der die gemeinsamen Ziele und die gemeinsame Politik nach außen getragen werden.

SPD und Bündnis 90/ Die Grünen verpflichten sich mit dieser Vereinbarung dazu, dass über die gesamte Wahlperiode ohne wechselnde Mehrheiten agiert wird. Eine Freigabe der Abstimmung muss der Koalitionsausschuss vorher festlegen. 

Organisation

Koalitionsausschuss

Die Vertragsparteien bilden einen Koalitionsausschuss, zu dem jeder Partner drei VertreterInnen entsendet (die Stellvertretung sollte geregelt werden).

Zurzeit ist das Gremium wie folgt besetzt:

SPD





Bündnis 90/ Die Grünen
Hans-Jürgen Sellmann



Dr. Klaus Reuter

Dr. Gordon Heinemann



Peter Gerigk

Heinz-Willy Barteldrees



Claudia Meyer-Fröhlich

Karin Striepen




Iris Stalzer

Ständiges Mitglied ist der Bürgermeister.

Der Koalitionsausschuss pflegt den permanenten Informations- und Meinungsausstausch im Sinne der Ziffer 1. Er berät Themen von besonderer Bedeutung und ist im besinderen auch „Krisenstab“ im Falle evtl. Meinungsverschiedenheiten.

Er trifft regelmäßig und auf Wunsch eines Partners zusammen.

Arbeitskreise

Je nach themenvereinbarten Bedarf bilden die Vertragspartner gemeinsame Kommissionen/ Arbeitskreise oder beraten quasi als Gesamtfraktion gemeinsam.

Herdecke, den

Soweit vereinbarte Punkte des Kataloges seinen gesetzlichen Zuständigkeitsbereich betreffen, erklärt sich der Bürgermeister mit dem Vertragsinhalt einverstanden und erklärt gleichermaßen eine gemeinsame Linie.
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